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5t . lügen und seine
Negidius-Ikircke

Die Geschichte des Torfes St . Ilgen bei Heidelberg ist

mit der seiner ehemaligen Klosterkirche, welche eine der

ältesten Kirchen der alten Kurpfalz ist, aufs engste der-

bunden . Im Volksmund hieß der Ort „die Jlge " oder

„St . Gilgen " . Der Schutzheilige der Klosterkirche, „St .

Aegidius " , gab dem heutigen St . Ilgen , welches früher

zur reichen Kirchheimer Zehnt und zum Oberamt Heidel¬

berg gehörte , den Namen . Anfänglich gehörte der Ort

zu den Stiftsgütern der Domkirche zu Speyer , kam dann

an das Kloster zu Sinsheim und zum Teil als Lehen an

adelige Geschlechter . Das Benediktiner - Kloster
^
Sins¬

heim a . d . E . ließ dann zwischen 1158—1170 die Klo¬

sterkirche auf einer kleinen Anhöhe erbauen . Sie wurde
im romanischen Stile , dreischiffig nach damaliger kirch¬
licher Vorschrift von Westen nach Osten erstellt.

Alter und Baustil lassen sich noch ganz gut erkennen.
Das Interessanteste an dem Bau sind die alten früh-

romanischen lleberreste innerhalb des Frontgiebels . Das

gut erhaltene Portal mit Säulen ist aus rotem Sand¬

stein hergestellt, über dem Westeingang befindet sich ein

wirkungsvolles Reliesbild , das den auf einem Sessel
sitzenden Kirchenpatron Aegidius darstellt . Die rechte
Hand streckt er gleichsam segnend über einen knienden
Mönch aus , während zur Linken ein anderer kniender
Mönch den etwas beschädigten Abtstab hält . Alle drei

Figuren tragen das Ordenskleid der Benediktiner . Über
diesem Portale sind noch zwei alte kleine romanische
Fenster niit tiefer Schrägleitung in ursprünglicher Lage
erhalten . Die Seitenschiffe hatten eigene Pultdächer ,
welche sich an den Mittelbau anlehnten . Die alten Fen¬
ster waren mit Schießscharten versehen , was andeutet ,
daß die Kirche in frühester Zeit als Schutzfort für die
Bevölkerung diente . Bei der Einäscherung des Dorfes in
der Fehde zwischen Friedrich I. von der Pfalz und sei¬
nen verbündeten Gegnern Ulrich von Württemberg und
Bischof von Speyer im Jahre 1402 hat die Kirche sehr
gelitten , da sich jetzt noch viele frühgotische Teile vor-

fiyden , welche aus einem späteren Umbau herrühren .
Die Schicksale des Dorfes und der Kirche waren in

den folgenden Jahrhunderten mannigfaltig . Im Jahre
1474 kam die Kirche an den Kurfürsten in Heidelberg
und 1476 an die dortigen Dominikaner . Zur Zeit der
Reformation war sie bald Eigentum der Lutheraner ,
bald der Reformierten . Während des 30jährigen Krie¬

ges kam sie zeitweise in den Besitz der Katholiken , bis

sie bei der Kirchenteilung 1705 der kath . Gemeinde zu
St . Ilgen zugeteilt wurde . Von 1698 bis 1702 wurde sie
von den Katholiken , Lutheranern und Reformierten zu¬
gleich benutzt , welche einen gemeinschaftlichen Kirchen¬
diener hatten : den Maurer Hans Weyrather . welcher jähr-

lich für seine Dienste 6 Gulden erhielt . Da weder eine

Kirchenuhr noch eine Glocke vorhanden war . rief er die

Leute mit einer Schelle in den Gottesdienst . Ob da die

kirchlichen Schäflein auch jedesmal den rechten Hirten
antrafen ?

Das Kirchlein muß damals in einem jämmerlichen
Zustande gewesen sein . Das Dach und das Obergebäude
war so schlecht, daß es in die Kirche hineinregnete und

hineinschneite. Der Gottesdienst mußte so im Chor der

Kirche abgehalten werden . Bittschrift um Bittschrift ging
an den Kurfürsten , welcher dafür sorgen sollte , daß die

baufällige Kirche doch umgebaut werde . Die Verhand¬
lungen zogen sich bis 1784 hin . Wegen der Baupflicht
stritten sich , da die damalige katholische Kirchengemeinde
gänzlich unbemittelt war , die kurfürstliche Hofkammer ,
die geistliche Administration in Heidelberg und die Do¬
minikaner . Schließlich wurde nach langem Hin und Her
durch die kurfürstliche Regierung in Mannheim beschlos¬
sen (1773) , daß alle Zehntberechtigten , nämlich die Hof¬
kammer, das Dominikaner -Kloster und die politische Ge¬
meinde St . Ilgen nach dem Verhältnis ihres Zehntbezu -

ges zur Wiederherstellung der Kirche beizutragen hätten .
Das Dominikanerkloster besaß neben anderen Gütern

und Gefällen , den Zehnten in der ganzen Gemarkung
und die Hofkammer den großen Zehnten vom „Woll -
acker" . Freie Güter besaßen die Adelsgeschlechter von der
Tann , von Bettcndorf , von Sickingen , von Neukirchen
und das Nonnenkloster zu Speyer . Tie kurfürstliche Hof¬
kammer nannte einige Wiesen , den Sandbuckel mit 72
Morgen und die Probster Waldwiesen mit 200 Morgen
ihr eigen . Auf einem Teil dieser Wiesen stand das be¬
kannte kurfürstliche Fasanen haus . Nachkommen dieser
Fasanenhalter leben heute noch in der Umgebung von
St . Ilgen .

Mit obigem Bescheid zur Baupflicht waren die Hof¬
kammer und das Dominikanerkloster nicht miteinverstan¬
den. Doch 1780 wurden die Bauarbeiten mit 1743 Gul¬
den an Maurermeister Hitzelberger aus Wiesloch , Zim¬
mermann Buomann aus Nußloch , Schieferdecker Dill¬
mann aus Heidelberg , Schlosser Metz aus Schwetzingen
und Schreiner Schweickert aus St . Ilgen vergeben . Die
alte Kirche wurde größtenteils abgerissen und 1782 war
sie im Rohbau vollendet . Der Voranschlag wurde aber
beim weiteren Ausbau wesentlich überschritten . Die Bau¬
summe belief sich 1783 auf 2807 Gulden . Hiervon hatte

die Hofkammer 200 Gulden , die Dominikaner 1600 Gul¬
den und die politische Gemeinde St . Ilgen 1002 Gulden
zu bezahlen . Ein Jahr später, am

'
3 . Oktober 1784 .

konnte die neue Kirche eingeweiht und wieder ihrer Be¬
stimmung übergeben werden . Hier sollen nun die Schen¬
kungen , welche die Kirche erhielt , nicht übergangen wer¬
den. Meßkelch und Patene stammen aus dem Jahre
1725. Die Patene hat folgende Widmung : „Jhro Er -
cellence Frau Genrallin Von Effer Gebohrne Von Spee
zum steten andenken Ein Kelch mit Pathen für die Ca-

tholische Gemeinte In St . Tilgen . Heydelberg d . 24 . Ja¬
nuarius Anno 1725 .

" Im Jahre 1776 schenkte die geist¬
liche Administration in Heidelberg eine neue Monstranz ,
welche leider in der Nacht vom 15. auf 16 . Mai 1843

durch gewaltsame Erbrechung des Tabernakels samt dem

Speisekelch geraubt wurde.
Die Kirche war wiederaufgebaut , aber schon im Jahre

1781 wollten die reformierten und lutherischen Ge¬
meindemitglieder ihren Bauschilling nicht zahlen . Doch
beide wurden vom Gericht abgewiesen und die Schuld
wurde gedeckt durch den kleinen Zehnten , welcher der Ge¬

meindekasse jährlich 200—300 Gulden eintrng . ■1782

nahm die Gemeinde zur Bezahlung ihres Bauschillings
von 601 Gulden 47 Kreuzer gegen Versetzung der All¬
mende bei der fürstlich Bretzenheimischen Vormundschaft
in Mannheim 500 Gulden auf . Schon 1806 wurde mit

Eingriff in die erlegten Unterpfänder gedroht , wenn die

Bezahlung nicht erfolgen sollte. 1811 erteilte das badische
Ministerium des Innern der politischen Gemeinde St .

Ilgen die Erlaubnis , gegen den katholischen Kirchen¬
fiskus als Nachfolger des aufgehobenen Do 'minikaner -

konvents wegen „Immunität von der Baulast und Rück¬

ersatz eintzs von der Gemeinde zur Reparatur der kath .
Kirche vorgeschossenen Kapitals von 1022 Gulden den

Rechtsweg zu betreten. 1813 wurde die Klage in Mann¬
heim abgewiesen , desgleichen 1816. Schon 1808 wollte
man den Katholiken das Eigentumsrecht an der Kirche
streitig machen . Die Ansprüche auf die Kirche dauerten
im Stillen fort bis zum amtsgerichtlichen Ausschlutz-

urteil von 1893, wodurch 9 » r 86 qm Kirchenplatz mit

darausstehender Kirche und Turm als Eigentum des ka¬

tholischen Kirchenbaufonds St . Ilgen erklärt wurde .
So manches Geschlecht hat das alte Kirchlein kommen

und gehen sehen , hat sich vielleicht auch über den Rechts¬
streit der Menschen gewundert . Ist es doch gebaut wor¬
den, den Frieden zu bringen . Nur eines ist bedauerlich,
daß der uralte Ziehbrunnen , welcher wahrscheinlich beim

Bau des Klösterleins und der Kirche angelegt , nicht er¬

halten wurde . Ph . Pflästerer .

50 Jabre Lisenbabn Dausacb—Mlolkacl)
Am 15. Juli waren 50 Jahre vergangen , seit die Teilstrecke

Hausach—Wolfach der Bahnlinie Hausach —-Schiltach—Freu¬
denstadt dem Verkehr übergeben wurde. Ein kurzer Rückblick
auf die Entstehung der Bahn sei daher gestattet.

Seit mehreren Jahrhunderten waren Nutz - und Brennholz
als Haupterzeugnisse des oberen Kinzigtales aus den unifang -
reichen Wäldern , die vom Ursprung der Kinzig, der Wolf und
der Schiltach bis Gengenbach reichen , an me Verkaufs - und
Verbrauchsstellen verfloßt worden. Es war dies in früherer
Zeit , wo gute Landstraßen nur in beschränktem Maße vor¬
handen waren , die einfachste und billigste Art des Transports ,
wenn sie auch ihre großen Nachteile hatte . Diese beschränkte
die Konkurrenzfähigkeit bedeutend, und schon in den 60er Jah¬
ren des vorigen Jahrhunderts konnte mit der Eisenbahn ver¬
frachtetes bayerisches , österreichisches und französisches Holz
auf Plätzen in Wettbewerb treten , wo früher nur Schwarz¬
wälder Holz verkauft wurde. Die Flößerei konnte mit den
Verkehrsanforderungen der neueren Zeit nicht mehr gleichen
Schritt halten . Es war daher begreiflich , daß die Gemeinden
im Amtsbezirk Wolfach und den angrenzenden Bezirken den
Bau einer Eisenbahn und damit den Anschluß an die 1866
vollendete erste Teilstrecke Offenburg—Hausach der Schwarz¬
waldbahn energisch anstrebten. Die Anfänge dieser Bestre¬
bungen liegen Jahrzehnte zurück. Sie fallen zeitlich mit dem
erstmals auf dem Landtag 1838 erwähnten Projekt einer Eisen¬
bahn vom Rheintal (Offenburg ) durch das Kinzigtal über
Villingen nach dem Bodensee zusammen. Verschiedene, von
etwa 50 Gemeinden, unterstützte Petitionen des Eisenbahn »
ausschusses in Wolfach um Fortsetzung der Strecke Offen¬
burg— Hausach über Wolfach—Schiltach —Schramberg nach Bil¬
lingen wurden von Regierung und Landständen zugunsten der
Sommeraulinie über Hornberg—Triberg , durch die der indu¬
strielle badische Schwarzwald dem Verkehr nähergebracht wer¬
den sollte , entschieden .

Erst durch den Abschluß eines Staatsvertrags zwischen Bade»
und Württemberg vom 29. Dez. 1873 über den Bau einer
Eisenbahn von Schiltach nach Freudenstadt , durch den sich
Baden zum Bau einer Eisenbahn von Hausach nach Schiltach
innerhalb 10 Jahren verpflichtete , wurde der Wunsch der
Kinzigtalgemeinden seiner Erfüllung näher gebracht. Schori
im Eisenbahnbudget für das Jahr 1874/75 hat die badische
Regierung die für den Bau der Bahn erforderlichen Mittel
angefordert , um mit den Arbeiten beginnen zu können, wenn
die Ratifikation des mrt Württemberg abgeschlossenen Staats¬
vertrags erfolgt sei. Aber erst im Budgetjahr 1876/77 wurden
dann , nachdem der Staatsvertrag inzwischen im Jahre 1875
ratifiziert worden war , Mittel für den Bau der Teilstrecke
Hausach—Wolfach im Betrage von 1750 000 Mark bewilligt.
Zur Bewilligung der Mittel für den Bau der Bahn bis Schil¬
tach konnten sich die Landstände damals noch nicht entschlie¬
ßen . Sie glaubten vielmehr, im Hinblick auf die im Staats¬
vertrag vorgesehene 10jährige Baufrist die Regierung daraus
Hinweisen zu müssen , mit dem Bau der Bahn nicht zu eilen ,
damit das Land nicht für eine Reihe von Jahren eine unren¬
table Stichbahn ohne Anschlüß an Württemberg erhalte . Die
Arbeiten sollten nach Ansicht der Landstände nur in dem Maße
gefördert werden, wie auf der württembergischen Linie , damit

die Fertigstellung und Inbetriebsetzung der ganzen Strecke
Hausach—Schiltach gleichzeitig mit der Eröffnung der Bahn
Freudenstadt —Schiltach erfolge.

Im Spätjahr 1876 wurde dann mit den Bauarbeiten für
die Teilstrecke Hausach—Wolfach begonnen, die so gefördert
wurden , daß die Strecke am 15. Juli 1878 dem Verkehr über¬
gebe« werden konnte. Die Herstellungskosten der nur 4,47
Kilometer langen Strecke betrugen rund 1,17 Millionen Mark.
Diese verhältnismäßig sehr hohen Kosten waren hauptsächlich
durch die Geländccrwerbung , die allein etwa 23 Proz . des
Gesamtaufwandes beanspruchte, und durch die Verlegung de»
Kinzigbettes , die auf nahezu der Hälfte der ganzen Bahn-
strecke erforderlich wurde, entstariden. Nicht unwesentlich trug
dazu bei , daß an Stelle der alten , in das Bahngelände fallen¬
den Landstraße Hausach —Wolfach auf einer 1 km langen
Strecke eine neue Landstraße zwischen Bahn und Bergabhang
gebaut werden mußte . Besonders bemerkenswert ist die Strecke
trotz ihrer geringen Länge dadurch , daß bei ihr zum erstenmal
in Baden ein vollständig eiserner Gleisoberbau nach dem
Hilfschen Langschwellensystem mit Anordnung von Ouer -
schwcllen unter den Stößen der Langschwellen ausgeführt
wurde.

Die Linienführung der neuen Bahnstrecke war die gleiche
wie sie heute noch besteht . Kurz hinter dem Bahnhof Hausach
überschreitet die Bahn auf eiserner Brücke die Gutach un¬
mittelbar vor ihrer Einmündung in die Kinzig. Sie führt
dann auf der linken Talseite weiter und erreicht kurz darauf
den Bahnhof Kirnbach, der für den Personen - und Güterver¬
kehr eingerichtet wurde, obwohl die Auffassung bestand , daß
der Verkehr dieses Bahnhofs keine große Bedeutung erlangen
werde. Nach dem Bahnhof Kirnbach zieht sich die Bahn in
starker Krümmung am steil abfallenden Rappenfelsen entlmig,
um bald darauf in den Bahnhof Wolfach , dem damaligen
Endpunkt der Strecke, einzumünden . Dieser Bahnhof wurde
mit Rücksicht auf den durch die Stadt Wolfach selbst und wegen
der nahen Einmündung des Wolftales zu erwartenden leb¬
haften Personen - und Güterverkehr gleich entsprechend aus¬
gebaut . Das damals nur provisorisch erstellte und etwas näher
bei der Stadt gelegene Bahnhofgebäude wurde im Jahre 1892
durch das heute noch bestehende Gebäude ersetzt.

Die Inbetriebnahme der Bahn brachte für das Kinzig, und
Wolftal bald einen bedeutenden wirtschaftlichen Aufschwung .
Neben der schnell aufblühenden Holzindustrie entwickelte sich
auch ein reger Fremdenverkehr, der hauptsächlich dem idyllisch
gelegenen , von herrlichen Tannenwäldern umgebenen als Luft -
kurort wie als Touristenstandquartier gleichbeliebten Amts-
städtchen Wolfach galt .

Der spätere Ausbau der Bahnlinie bis Schiltach — die
Strecke Wolfach—Schiltach wurde 8 Jahre später eröffnet —
hat dann der Bahnstrecke einen Verkehr gebracht , wie er selbst
von den Förderern des Bahnprojektes nicht erwartet worden
war und allen denen Unrecht gab, die der Bahnstrecke einen
nur unbedeutenden Verkehr voraussagten.

Vorbehaltlich der Zustimmung des Bürgerausschuffes
hat kürzlich der Stadrat Villingen i. Schw . die Spiegel-
hadersche Sammlung in Lenzkirch für 60 000 M erworben
worden . Ferner ist ein Zuschuß aus dem Fonds für Denkmals¬
pflege zur Herstellung eines Sammlungsgebäudes in Aussicht
Stellt . Mit dem Erwerb der Spiegelhalderschen Sammlung
wird Villingen mit die schönsten und besten Heimatsammlun-
gen besitzen . Die Schwarzwälder Volkstracht ist in einer gan-
zen Reihe von Originalkostümen vertreten . Eine Schwarz¬
waldstube mit allen erforderlichen Beigaben zeigt uns die Hei -
mat in ihrem ureigensten Bestand. Da Spiegelhalder aus einer
Uhrmacherfamilie stammt, ist dem Uhrmacherhandwerk ein
verhältnismäßig breiter Raum gewidmet , aber auch andere
Schwarzwälder Hausindustrien sind vertreten, darunter vor
allen Dingen die Schwarzwälder Glasbläserei . Auch die
Strohindustrie ist nicht,vergessen worden .

Mein Heimatland . 15 . Jahrgang , Heft 6/6, 1928, Blätter
für Volkskunde, Natur - und Heimatschutz, Denkmalpflege,
Familienforschung , im Aufträge des Landesvereins Badische
Heimat herausgegeben von Hermann Eris Busse, Freiburg
i . Br .

Das eben erschienene Doppelheft 6/6 „Mein Heimatland "
bedenkt in zahlreichen Beiträgen erster Autoren wieder das
ganze Land . Im Sinne unserer uneigennützigen Aufgaben ist
der nachahmenswerte Erlaß des Überlinger Landrates Le-
vinger über „Die Ausgestaltung und Pflege der Friedhöfe".
Auf ein fast vergessenes Gebiet badischer Volkskunst, auf „Zt-
zenhausener Terrakotten " lenkt Kunstmaler Kabis. Vom
Standpunkt des Naturschutzes aus gibt Univ .-Prof . vr . Guen .
ther ein Gutachten ab über „Das Schluchseewerk" und wun¬
derbare Kabinettstücke sind die photographischen Ausschnitte
Prof . Dr. Schwarzwebers , rund um den bedrohten Schwarz.
Waldsee eingefangen . Hauptlehrer Häßler erforscht „Kunst¬
schätze und historische Denkwürdigkeiten in Grafenhausen im
Schwarzwald " . In humorvoller Weise plaudert Reinhold
Flamm über die Redensart „Vom Hornberger Schießen". Der
Heidelberger Univ.-Prof . l)r. Andreas umreißt die Bedeutung
des „Armen Konrad in Bühl", jenen mißglückten Aufstands¬
versuch als Vorläufer des eigentlichen Bauernkrieges. Einen
größeren Raum nehmen die gründlichen Untersuchungen von
Dr . -Jng . H. Fritz über „Die Baugeschichte der alten Brücke
über den Neckar bei Heidelberg" ein . Die zahlreich beigege -
nen guten Bilder vermitteln Stilgeschichte in bester Anschau¬
lichkeit . Interessant sind auch aufgefundene Inschriften und
Steinmetzzeichen an den Brückenpfeilern. Ins Neckartal führt
und Reg .-Oberbaurat vr . Schmieder , zu den „Wandgemäl¬
den der Pfarrkirche zu Binau ", die bisher unter der Tünche
im Ehor verborgen waren , und erwirbt sich wieder durch die
Freilegung besondere Verdienste auf dem Gebiete badischer
Denkmalpflege . Dem ehemals blühenden „Kleinstadthand,
werk in Adelsheim" gehören G. Graefs liebe Jugenderinne¬
rungen , die gleichzeitig Aufschluß geben, was in den letzten
Jahrzehnten leider untergehen mußte. Unter „Volkskunde ,
Heimatgeschichte, Heimatkunde" würdigt der zieldewußte Her¬
ausgeber Hermann Eris Buffe eine Reihe Neuerscheinungen
und erweitert wertvoll die Heimatliteratur durch einzelne
besondere Hinweise. La»drat P . Strack ergänzt durch einen
zweiten Beitrag seine wegweisenden Darlegungen über

„Praktische Familienforschung" an die sich zehlreiche fami -
lienkundliche Anfragen anschlietzen . Dazu ko,amen eine Reibe
kleiner Beiträge , Anregungen und Mitteilungen . Jeder Bade¬
ner , dem an der Erhaltung , Schönheit und Eigenart seines
Heimatlandes gelegen ist, muß zugreifen, zumal Ausstattung
und Bibdschmuck der Veröffentlichung wieder hervorragend sind.
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Anzeigeblatt für die sozialen und wirtschaftlichen Bedürfnisse der Beamten / Beilage zur Karlsruher Zeitung, Badischer StaatsanzeigerOrgan verschiedener Beamtenvereinigungen
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Weamtenausscbuh und Daus -
baltsausscduh des Neickstags

Die Zusammensetzung
14. Ausschuß (Beamtenangelegenheiten )

28 Mitglieder
Sozialdemokratische Partei : Bender, Litke , Mache, Frau

Remitz , Peters , Rohmann (Württemberg ), Seppel, Schriftfüh¬rer , Steinkopf , Stelling Unterleitner
Deutschnationale Bolkspartei : l )r. v. Dryander , Gottheiner ,Laverenz , Schmidt (Stettin ) .
Zentrum : Gerig , Kerp, Reumann , Warnke.
Kommunistische Partei : Maddalena , Miller (Hannover ),Torgler , Vorsitzender.
Deutsche Bolkspartei : Frau Dr. Matz , Morath , Schmid (Düs¬seldorf) . /
Deutsch « Demokratische Partei : Dr. Külz, Schuldt (Steglitz).Reichspartei des deutschen Mittelstandes (Wirtschaftspartei ) :

Siegfried , Stellvertreter des Vorsitzenden .
Bayrische Bolkspartei : Dauer (Riederbayern ) .

*
5. Ausschuß (Reichshaushalt )

35 Mitglieder
Sozialdemokratische Partei : Biedermann , Frau Bohm-

Schuch , Schriftführer , Dr. Breitscheid, Dittmann . Heimann ,(Berlin ), Vorsitzender, Heinig, Dr. Herz, Passehl (Pommern ),Seppel , Steinkopf, Stücklen, Taubadel .
Deutschnationale Bolkspartei : Gottheiner , Schriftführer ,Dr. Ouaatz , Schultz (Bromberg ) ; Stellvertreter des Vorsitzendenund drei wechselnde Mitglieder .Zentrum : Ersing, Dr. Klöikner, Stellvertreter des Vorsitzen¬den, Dr. Köhler, Dr Perlitius , Schlack.
Kommunistische Partei : Frölich (Leipzig) ; Maslowski, Stöcker,Torgler .
Deutsche Bolkspartei : Brüninghaus , Dr. Cremer , Morath .Deutsche Demokratische Partei : Bernhard , Dr. Reinhold.Reichspartei des deutschen Mittelstandes (Wirtschaftspartei ) :Borrmann , Sachsenberg.
Bayerische Bolkspartei : Leicht .

*
Bom Berwaltungsrat der Reichspoft

Die Mitglieder des neuen Reichstags
Rach Auflösung des alten Reichstags sind die auf Grunddes seinerzeitigen Vorschlags ernannten Mitglieder des Ber«waltungsrats der Deutschen Reichspost gemäß § 3 des Reichs¬postfinanzgesetzes vom 18. März 1924 aus dem Verwaltungs¬rat der Reichspost ausgeschieden. Auf Vorschlag des neuenReichstags sind nunmehr durch Reichspräsident von Hinden-

burg folgende Reichstagsabgeordnete zu Verwaltungsratsmit¬gliedern der Reichspost ernannt worden:
Mitglieder :

Postamtmann Steinkopf, Berlin (SPD . ) ; Gewerkschafts»angestellter Bender , Berlin (©^ 5) ; Schriftsteller Dr. Hertz ,Berlin -Charlottenburg (SPD . ) ; Verleger Bruhm , Berlin
(DRP ) ; Gewerkschaftssekretär Ersing , Karlsruhe , Baden (8 ) ;kaufm. Angestellter Torgler , Berlin (KPD ) ; PostamtmannMorath , Berlin DVP ) ; Reichsbahnoberinspektor Schuldt, Ber¬lin (DD . ) ; Kaufmann Mollath , Berlin (WP ) ; DomkapitularLeicht , Bamberg (BVP ) .

Stellvertreter :
Redakteur Taubadel , Görlitz (SPD ) ; Schriftsteller Heinig,Berlin (SPD ) ; Postsekretär Seppel , Breslau (SPD ) ; Land¬wirt Dingler , Calw (DRP ) ; Landwirt Dr. Crone-Münzebrock,Berlin (Z) ; Redakteur Höllein, Ana (KPD ) ; Reichsministera . D . b. Raumer , Berlin (DVP ) Staatsminister a . D . Fisch¬beck, Berlin (DD ) ; Generaldirektor Borrmann , Berlin (WP ) ;Landesökonomierat Lang, Hausen, Schwaben (BVP ) .

Aus dem Gebiete des Schulwesens
über die Reifeprüfung an privaten höheren Schulen habendie Unterrichtsverwaltungen der Länder soeben eine Verein¬barung getroffen, die im Reichsfinanzministerialblatt und im
letzten „Zentralblatt für die gesamte Unterrichtsverwaltungin Preußen " bekanntgegeben worden sind. Dabei ist es von

* Wichtigkeit , daß denjenigen höheren Schulen, an denen mitministerieller Genehmigung schon vor Ostern 1927 die Reife-' Prüfung an der Schule selbst abgehalten worden ist, das Rechtzur Abhaltung von Reifeprüfungen mit der Wirkung dergegenseitigen Anerkennung verliehen worden ist.Von wesentlicher Bedeutung ist es, daß nunmehr auch dasBayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus dieReifezeugnisse der deutschen Oberschulen, der Aufbauschulenmit dem Ziele der deutschen Oberschule , der Aufbauschulenmit dem Ziele der Oberrealschule und der preußischen Ober¬lyzeen nach den Richtlinien v»m 21. März 1923 für die Zu¬lassung zum Studium <m den bayerischen Hochschulen alsgleichwertig mit dem Reifezeugnis einer neunstufigen höherenLehranstalt allgemein anerkannt hat.
Bon den Oberlyzeen hatten bisher nur diejenigen da?Recht der Zulaffung zum Studium an den genannten Hoch¬schulen , die oberrealer Richtung sind . — Wenn nun auch dasbayerische Staatsministerium den Inhabern der Reifezeug¬nisse der neuen Anstalten noch nicht das Recht verliehen hat,staatliche, akademische oder kirchliche Prüfungen in Bayern ab-

^ rlegen, so ist doch damit zu rechnen , daß auch diese Schrankeüber kurz oder lang fallen wird.
- früfier wird auch in Zukunft die Befähigung zureinstweiligen Anstellung im Bvlksfchuldienst durch das Be¬stehen der ersten Lehramtsprüfung erworben . Über die AS-leglmg der Prüfung für die endgültige Anstellung als Volks¬schullehrer durch die aus den Pädagogischen Akademien her-vorgepangenen Schnlamtsbewerber werden noch Bestimmun¬gen ergehen. — Dieser Erlaß gilt für Männer und Frauenin gleicher Weise. Ob er aber iw Zukunft für viele Bewerberin Betracht kommt, scheint uns doch ftaglich. da BolkSschul-lebrer und Volksschullehrerinnen, die das Reifezeugnis einerhöheren Lehranstalt erworben haben eher geneigt fein wer¬den, in das „akademisch « Lager" überzugehen.
Obwohl denjenigen jungen Mädchen, die eine anerkannt «Frauenschvi - Erfolg besucht haben, beim Eintritt in tech¬

nische Seminare gewisse Rechte etngeräumt sind, so weist derMinister in einem Erlasse vom 31. Mai d. I . ausdrücklich dar¬auf hin, daß Besucherinnen eines zweijährigen vereinigtenLehrganges zur Ausbildung von Hortnerinnen und Kinder¬
gärtnerinnen grundsätzlich eine Abkürzung der Ausbildungs¬zeit auch dann nicht gewährt werden kann.

Anrechnung der Vordienstzeiten bei der
IKeicbspost

Vordienstzeiten können angerechnet werden als ruhegehalts¬fähige Dienstzeit und . als Vordienstzeit auf das Besoldungs-Mer . Das Reichspostministerium hat für die Behandlungder ruhegehaltsfähigen Dienstzeit die vom Reichsrat beschlos¬senen Grundsätze herausgegeben, wonach die einzelne » Res¬sortminister ermächtigt sind , im Einvernehmen mit dem
Reichsminister denjenigen Beamten :

a) die auf Grund des § 24 des Reichsbeamteugesehes vom
81 . März 1873 in den einstweiligen Ruhestand versetztworden sind oder noch versetzt werden,

d) die zu oder nach dem 1. Dezember 1923 auf Grund der
Personalabbauverordnung vom 27 . Oktober 1923 in den
einstweiligen oder dauernden Ruhestand versetzt wordenfind,

c) die zu oder nach dem 1 . Dezember 1923 auf . Grund des
Reichsbeamtengesetzes vom 31 . März 1873 in den dau¬ernden Ruhestand versetzt worden sind oder noch ver¬
setzt werden,

die im privatrechtlichen Bertragsvrrhäitniffe verbrachte Bor¬
dienstzeit (Hilfsbedienstetenzeit) als ruhegehaltsfähige Dienst¬zeit mit der Maßgabe anzurechnen, daß Nachzahlungen vordem ^ April 1927 zu unterbleiben haben.

Die Grundsätze für die Berechnung gehen dahin , daß derBeamte vor seiner Anstellung in einem Dienstvertragsver -
hältnis zum Reich oder zu den Ländern gegen unmittelbare
Bezahlung aus den entsprechenden Kassen gestanden habenund voll beschäftigt, gewesen sein müssen . Dieses Dienstverhält¬nis muß bis zur Übernahme in das Beamtenverhältnis un¬unterbrochen fortgedauert haben.

Die Grundsätze geben dann noch verschiedene Umstände an .unter denen eine Unterbrechung der Tätigkeit stattfinden kann,ohne auf die günstige Berechnung der ruhegehaltsfähigenDienstzeit Einfluß zu gewinnen. Beachtlich ist, daß die Fest¬stellung einer besonderen Würdigkeit und Bedürftigkeit fürdie Anrechnung der Dordienstzeit (Hilfsbeamtendienstzeit ) imeinzelnen Falle nicht erforderlich ist, unbeschadet der Tat¬
sache, daß bei gröberen Verfehlungen , die das Vorliegen einer
Unwürdigkeit offensichtlich ergeben, von der Anrechnung ab¬
gesehen werden kann

Zu diesen Grundsätzen hat der Reichspostminister Aus-
führungsbestrmrnungen erlassen, nach denen angerechnet wer¬den soweit die Voraussetzungen der Grundsätze erfüllt sind ),die nach Vollendung des 17 . Lebensjahres liegenden Dienst¬zeiten der Posthelfer und -Helferinnen. Auch sollen in An¬
lehnung an die Bestimmungen über die Festsetzung des Be¬
soldungsdienstalters auch die der Telegraphenarbeiter , Hilfs¬arbeiter , Handwerker, Bauhandwerker und Bauvorhandwerkernach Vollendung des 22 . Lebensjahres verbrachten Dienstzei¬ten angerechnet werden. Bei der Anwendung der Grundsätzeder mittleren , gehobenen mittleren und höheren Laufbahnist von der nach Vollendung des 17. Lebensjahres liegendenZeit auszugehen . Die Entscheidung bleibt dem RPM . Vor¬behalten, wenn bei einem Beamten der mittleren , gehobenenund höheren Laufbahn die Anrechnung einer Vordienstzeitdie Anrechnung einer Vordienstzeit angebracht erscheinenkann, die immrhalD der ersten drei Jahre der Beschäftigungliegt , sowie dann , wenn die Vordienstzeit wegen eines An¬spruchs an die VerforgungsanstM der Reichspost zu kürzenist und wenn eine gröbere Verfehlung , die das Vorliegen-einer Nnwürdigkeit offensichtlich ergibt , festgestellt ist.

Zu diesen Ausführungsbestimmungen sind besondere ergän¬zende Verfügungen erlassen, in denen festgestellt wird , werals Beamter , Posthelfer usw . zu gelten hat und in welchemFalle die anderthalbfache Anrechnung der während des Krie¬
ge ? verbrachten Vordienstzeiten, der Ausbildungszeiten usw .erfolgen kann. Gleichzeitig wird darin die Dauer der Erkran¬kungen, die ans die Vordrenlt^eit Einfluß haben können , ge¬regelt .

Das RPM . München hat für die der Landesstclle Bayernunterstehenden Reichspostbeamten besondere Bestimmungen er¬lassen , die sich allerdings nicht wesentlich von denen desMinisteriums unterscheiden.

Die Besteuerung der Dieustanftoandsentschädigung. Entge¬gen den früheren Bestimmungen läßt die Einkommensteuer-gesehgebung nunmehr die Dienstaufwandsentschädigungennur noch in der Höhe des nachgewiesenen Dienstauswandessteuerfrei . Ter Reichsfinanzminister hat nun hinsichtlich dergeschäftlichen Reffespesen steuerfreie Pauschbeträge zugelassen.Danach dürfen die Entschädigungen, die als Ersatz für Mehr¬aufwendungen für auswärtige Verpflegung und Übernachtunggewährt werden, ohne besonderen Nachweis der tatsächlichenMehraufwendungen vom Steuerabzug freibleiben. Allerdingskommt das nur in Frage , soweit sie die Beträge nicht über¬steigen, die als Tage- und Übernachtungsgelder an Reichs¬beamte gewährt werden. Bei einem Jahresgehalt bis 2709 JMbetragen diese in besonders teuren Orten 11,66 JM , in ande¬ren Orten 8 Ml , bis 4500 JM Jahresgehalt entsprechend 15und 11,50 Ml , bis 8000 M 21 und 15 W . , bis 18 000 %M 24und 18 und bis 35 000 JM Jahresgehalt 28 und 22 UM-.

Studium ohne Reifezeugnis
Die Einrichtung der fog . Begabtenprüfung bestand bishernur in Preußen , Sachsen, Thüringen und Hamburg . Meck¬

lenburg -Schwerin nnd Hessen lassen die Kandidaten , die in
Rostock oder Gießen und Darmstadt studieren wollen, durch die
preuhffche „Prüfungsstelle für die Zulaffung zum Studium
ohne Reifezeugnis " prüfen . Nun hat auch Baden eine Prü -
ftingsstello fiir die Universitäten in Heidelberg und Freiburg ,die Technische Hochschule in Karlsruhe und die Handelshoch¬schule in Mannheim eingerichtet. Wie der amtliche preußischePressedienst mitteilt , ist dies« Prüfung wie die der übrigendeutschen Länder auch fiir Preußen als gleichberechtigt aner¬kannt worden.

Tagungen
Bom Berbandstag badischer Gemcinderechuer

In der Berichterstattung über die Abänderung des Für .sorgegesetzes und über die Durchführung der Besoldungsreformergriff Herr Berbandsdirektor Weiler das Wort . Es hätte«sich im Laufe der Zeit Lücken im Fürsorgegesetz herausgestellt.die behoben werden müßten und zwar im Interesse allerBeteiligten . Der Verwaltungsrat der Fürsorgekaffe für Ge¬meinde- und Körperfchaftsbeamte hätte zu diesem Zweck An¬träge an die Regierung gelangen lassen , die, nachdem sie inBesprechungen zwischen den beteiligten Verbänden eingehendgeprüft wurden , als brauchbare Grundlage für die erforder¬lichen Änderungen anzuerkennen seien . Die beteiligten Ver¬bände haben ihre Äußerungen in zusttmmendem. Sinne ab¬gegeben . Es sei erforderlich, die Kasse gegen Mißbrauch zuschützen. Der Mißbrauch könne sowohl von den Arbeitnehmernals auch von den Arbeitgebern kommen. Das Kernstück derAbänderungsvorschläge sei die Schaffung der Möglichkeit derzeitweisen Zuruhesetzung der Mitglieder bei Erkrankungen ,bei welchen aber noch die Möglichkeit einer Heilung in ab¬sehbarer Zeit und die Wiederverwendung im Gemeindedienstbesteht. Wichttg sei auch der Abänderungsvorschlag, daß derPensionsanspruch durch Zahlung einer Anerkennungsgebühraufrechterhalten werden kann. Cs hat . sich herausgestellt , daßdie seitherige Möglichkeit der Aufrechterhaltung der Anwart¬schaft durch die Weiterbezahlung der Umlage für fast alle
ausgeschiedenen Beamten finanziell nicht möglich ist. Eswürde int Interesse der Beamtenschaft liegen, daß die er¬
forderlichen Gesetzesänderungen möglichst bald vorgenommenwürden . Die Durchführung der neuen Besoldungsregelungwäre in den großen Städten vollständig, in den mittlerenStädten zu zwei Dritteln erledigt. Dagegen würde die Durch¬führung auf dem flachen Lande noch sehr im argen , liegen.In manchen Bezirken könnte eine angemessene Bezahlung derÄemeindebeamten wohl erst erreicht werden, wenn im Wegeeiner durchgreifenden Verwaltungsreform der Zustand be¬seitigt ist, daß jeder Gemeindesplitter besonders verwaltetwerden muß . In allen Fällen , in welchen die berechtigtenAnsprüche der Gemeindebeamten auf unüberwindliche Wider¬stände stoßen , bliebe nichts anderes übrrg , als die Anrufungder Schlichtungsausschüsse. Die Pauschalierung der Gemeinde¬

beamtengehälter solle sowohl im Interesse der Kemeinde-beamten als auch der Gemeinden vermieden werden , denn
sonst komme man schließlich dahin, daß die Gemeindedienstean den Wenigstnehmenden versteigert werden. Auch die Ge¬meinden würden bei der Schaffung eines solchen Zustandessehr rasch sehen , daß sie .auf den verkehrt-n Weg geraten sind .In einer Aussprache der Schlichtungsausschußvorsitzenden, diein Karlsruhe stattfand und zu. der auch noch eine AnzahlBeisitzer der Schlichtungsausschüsse geladen waren , habe mansich auf folgende Richtlinien geeinigt, ohne allerdings derfreien Entschließung jedes einzelnen Schlichtungsaitsschussesin jedem einzelnen Fall vorzugreifen :

1 . die Abänderung der Befoldungsordnungen für die Be¬amten des Reichs und der Länder bedingen auch eineÄnderung der Besoldung der Gemetndebeamten,2. bei der Abänderung ist die Notwendigkeit einer Erhöhungder Bezüge zu berücksichtigen ,3. der Beamte kann, ohne die sonst erforderliche Wartefristvon einem Jahr abzuwarten , den Schlichtungsausschußerneut anrusen ,4. die neue Reichsbesoldungsordnung bildet eine brauchbareGrundlage für die Bemessung der Bezüge der Gemeinde¬beamten .
Wenn also ein Rechner beispielsweise wegen der Bemessungseiner täglichen Dienststundenzahl oder aus irgend einemanderen Grund innerhalb des letzten Jahres den Schlichtungs¬ausschuß schon einmal angerufen hat , so braucht er jetzt reichtein Jahr zu warten , »m wegen der allgemeinen Besoldungs¬änderung erneut den Schlichtungsansschuß anrusen zu können.Der Berbandsvorsitzende dankte dem Vorredner für seinenausfürlichen Bericht und brachte folgende Entschließungen zurVerlesung '

„Die Bad . Fürsorgekaffe für Gemeinde- und Körper¬schaftsbeamte kann nur dann alle Zeit ihre Aufgabe er¬füllen , wenn die von sämtlichen beteiligten Organen ein¬mütig gut geheißenen Maßnahmen zum Schutz' der Mit¬glieder und der Versicherungsanstalt raschestens durch¬geführt werden. Der Verband bad Gemeindercchner er¬wartet deshalb, daß die eingereichtenVerbesserungsvorfchlägedes Fürsorgegesetzes unverzüglich dem Landtag unverändertzugeleitet werden.
"

Diese Entschließung wurde einstimmig angenommen , ebensodie hier folgende Entschließung wegen der Frage der Berufs -ausbildung :
„Der Verband bad Gemeinderechner legt airch seiner¬seits den größten Wert auf eine gesunde und leistungs¬fähige Gemeindewirtschaft und ist zu seinem Teil gernebereit , zur Erreichung eines solchen Zieles beizutragen . Die

wesentlichste Voraussetzung der Erfüllung dieser Berufs¬aufgabe erblickt er in einer guter: Berufsschulung seinerMitglieder . Er wünscht deshalb, daß künftig nur solcheGemeinderechner von den Gemeinden hauptamtlich ange¬stellt werden , die einen Befähigunqsnachrveis nach den
besonderen Bestimm,mgen einer Prüfungsordnung erbrachthaben . "

Dienstbefreiung an staatlich nicht anerkannten Feiertagen
Nach einer Verfügung des Reichspostministers liegt Veran -

lassung vor, die Verfügung über Dienstüefrciungen an nicht
gesetzlichen Feiertagen in Erinnerung zu bringen .Es ist dafür zu sorgen, daß an solchen Tagen dem Personal
Diensterleichterungen in weitem Umfange gewährt werden,soweit es die örtlichen Dienst- und Betriebsverhältuisse irgend¬wie zulassen. An kirchlichen Feiertagen ist darauf Bedacht zunehmen , den Beamten die Teilnahme an den Hauptgottes -
dienstcn ficherzustellen.

Fahrpreisermäßigung auf Schülerferienkarten
Nach einer Bekanntmachung des preußischen Kultusmi¬nisters hat die Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn»

gosellfchaft die Reichsbahudirektionen ermächtigt, die Fahr¬preisermäßigung der Schülerferienkarten auf Antrag auchsolchen Kindern im Ausland wohnender Deuffchen zu gewäh¬ren , die außerstande sind, ihre Eltern zu besuchen und deshalbdi« .Ferien bei Verwandten oder anderen Personen verbringen ,die während dieser Zeit als ihre Erzieher angesehen werdenkönnen.
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